Landtag Mecklenburg-Vorpommern





September 2001

Antrag der Fraktionen der PDS und SPD (Entwurf)

Vorbehalte zurücknehmen und volle Umsetzung der UN-Kinderrechtskonvention 

Der Landtag möge beschließen:

Appell an die Bundesregierung:

Der Landtag Mecklenburg-Vorpommern appelliert an die Bundesregierung die deutsche Vorbehaltserklärung zur UN-Kinderrechtskonvention zurück zu nehmen und erwartet die Umsetzung des entsprechenden Beschluss des Deutschen Bundestages vom 30. September 2000.

Der Landtag Mecklenburg-Vorpommern fordert die volle Umsetzung der UN-Kinderrechtskonvention und die Anpassung des Ausländer- und Asylrechts im Hinblick auf den Schutz und die Rechte von Flüchtlingskindern unter 18 Jahren.

Begründung:

Über 10.000 Flüchtlingskinder leben ohne ihre Eltern in der Bundesrepublik Deutschland. Doch hier werden die unbegleiteten Minderjährige nicht in erster Linie als Kinder, sondern vor allem als unerwünschte Asylsuchende behandelt. Doch minderjährige Flüchtlinge sind zuerst Kinder. Bei allen Entscheidungen über ihr Schicksal und bei ihrer Behandlung im Alltag muss das Kindeswohl Vorrang vor dem Ausländer- und Asylrecht haben.

So verlangt es auch die UN-Kinderrechtskonvention. Artikel 3 besagt: Bei allen staatlichen Maßnahmen, die Kinder betreffen, „ist das Wohl des Kindes ein Gesichtspunkt, der vorrangig zu berücksichtigen ist“. Die deutsche Bundesregierung hat die Konvention 1992 unterzeichnet aber nur unter Vorbehalt. Die Konvention soll keinerlei beschränkende Auswirkungen auf das deutsche Asyl- und Ausländerrecht haben. Bereits am 30. September 2000 hat der Bundestag die Rücknahme der Vorbehaltserklärung gefordert. Geschehen ist seitdem nichts.

